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Geschäftsverteilungsplan
des Bundesfinanzhofs für das Geschäftsjahr 1983
A. Sachliche Zuständigkeit der Senate
I. Senat
1. Körperschaftsteuer,
2. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um Einkünfte aus
Gewerbebetrieb natürlicher Personen mit den Anfangs¬
buchstaben M bis Z,
3 Einkommensteuer (einschließlich Steuerabzug vom
Kapitalertrag und Lohnsteuer) von natürlichen Personen
und einheitliche Gewinnfeststellung im Sinne des § 215 AO
sowie gesonderte Feststellung im Sinne des § 6 der Verord¬
nung über die Zuständigkeit im Besteuerungsverfahren vom
3. Januar 1944 (RGBl. IS. 11) und gesonderte Feststellung
im Sinne des § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und b AO 1977,
soweit es sich um Fälle der beschränkten Steuerpflicht und
um Fragen des Außensteuergesetzes und der Auslegung von
Doppelbesteuerungsabkommen handelt und wenn die sich
daraus ergebenden Fragen allein oder überwiegend zu beur¬
teilen sind. Stehen andere Rechtsfragen von allgemeiner Be¬
deutung im Vordergrund, so ist der sonst nach dem Ge¬
schäftsverteilungsplan zuständige Senat zuständig,
4. Einheitliche Gewinnfeststellung im Sinne des § 215 AO und
gesonderte Feststellung im Sinne des § 180 Abs. 1 Nr. 2
Buchstabe a AO 1977, soweit es sich handelt um Einkünfte
aus Gewerbebetrieb von Personengesellschaften mit den
Anfangsbuchstaben N bis Z,
5. Gewerbesteuer in den Fällen der Nummern 1 bis 4,
6. Steuerabzug vom Kapitalertrag (einschließlich Pausch¬
steuer nach § 6 Abs. 2 [§ 5 Abs. 2 ab 1. Januar 1977] des Ge¬
setzes über steuerrechtliche Maßnahmen bei Erhöhung des
Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung
von eigenen Aktien an Arbeitnehmer) in den Fällen der
Nummer 1,
7. Zerlegung der Körperschaftsteuer,
8. Steuerabzug bei beschränkt Steuerpflichtigen nach § 50a
EStG,
9. Gesonderte Feststellung im Sinne des § 55 Abs. 5 EStG in
Verbindung mit § 179 Abs. 1 AO 1977, in den Fällen der
Nummern 1, 2 und 4,
10. Gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen nach
§ 18 Außensteuergesetz.
II. Senat













11. Umstellung und Erstattung von Reichssteuern aus der Zeit

















1. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um
a) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft
b) Einkünfte aus selbständiger Arbeit,
2. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um Einkünfte aus
Gewerbebetrieb für natürliche Personen mit den Anfangs¬
buchstaben A bis C,
3. Einheitliche Gewinnfeststellung im Sinne des § 215 AO und
gesonderte Feststellung im Sinne des § 180 Abs. 1 Nr. 2
Buchstabe a AO 1977, soweit es sich handelt um Einkünfte
a) aus Land- und Forstwirtschaft und aus selbständiger Ar¬
beit für alle Personengesellschaften,
b) aus Gewerbebetrieb nur für Personengesellschaften mit
den Anfangsbuchstaben A bis M.
4. Gesonderte Feststellung im Sinne des § 6 der Verordnung
über die Zuständigkeit im Besteuerungsverfahren vom 3. Ja¬
nuar 1944 (RGBl. S. 11) und gesonderte Feststellung im
Sinne des § 180 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b AO 1977,
5. Gewerbesteuer in den Fällen zu den Nummern 2 bis 4,
6. Zerlegung der Einkommensteuer,
7. Gesonderte Feststellun  im Sinne des § 55 Abs. 5 EStG in
Verbindung mit § 179 Ads. 1 AO 1977
a) in den Fällen der Nummern 1, 2, 3 und 4
b) mit Anträgen  emäß § 55 Abs. 5 EStG in anderen als den
unter Buchstabe a aufgeführten Fällen, soweit nicht der
I. oder der VIII. Senat zuständig ist.
V. Senat
1. Umsatzsteuer ausschließlich der Ausgleichsteuer und der
Einfuhrumsatzsteuer,




1. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um
a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit






(insbesondere § 27 EStG 1963 und
vorher)
Tarifvorschriften der §§ 32 bis 32 c EStG
1951 bis 1975, auch soweit die Zusammen¬
veranlagung von Eheleuten wegen der





2. Lohnsteuer, ausgenommen Nummer 3 beim I. Senat, Num¬
mer 24 Buchstabe k beim VII. Senat und Nummer 1 Buch¬
stabe c beim VIII. Senat,
3. Gesonderte Feststellung der Einkünfte aus nichtselbständi¬
ger Arbeit,




8. Gesetz zur Förderung der Vermögensbildung der Arbeitneh¬
mer,
9. Vergünstigung für Arbeitnehmer in Berlin (West) nach dem
Gesetz über Steuererleichterungen und Arbeitnehmerver¬
günstigungen in Berlin (West)-und nach den Berlinhilfe
(-förderungs) -Gesetzen.
c) Abrechnungsbescheide (§ 125 AO) und Verwaltungs¬
akte nach 8 218 Abs. 2 AO 1977, wenn die Steuerfestset¬
zungen nicht bestritten sind,
d) Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln und
Verwaltungsakten, die nach § 328 AO 1977, § 202 AO er¬
zwingbar sind,
e) Beitreibungsfragen (Rechtmäßigkeit von Pfändungen,
Unpfändbarkeit von Gegenständen usw.), ausgenommen
Arrestanordnung und Arrestvollzug,
f) Steuergeheimnis, wenn nur Fragen des Steuergeheimnis¬
ses umstritten sind,
g) Kosten, ausgenommen Streitigkeiten allein über den
Streitwert,
aa) auf Grund von Kostenansätzen und Kostenfestset¬
zungen durch die Kosten- und Urkundsbeamten bei
den Finanzgerichten und beim Bundesfinanzhof,
ausgenommen Streitigkeiten über die Nichterhe¬
bung von Kosten wegen unrichtiger Sachbehand-
lung,
bb) auf Grund von Kostenfestsetzungen durch die Fi¬
nanzbehörden (§§ 256, 257 AO),
cc) im Rahmen von Kostenfestsetzungsverfahren, die
landesrechtlich geregelt sind, soweit der Finanz¬
rechtsweg für die Hauptsache eröffnet ist,
h) einstweiliger Anordnung, wenn kein Zusammenhang mit
einer Steuer oder einem steuerrechtlichen Feststellungs¬
verfahren besteht,
i) Entbindung vom Amt als ehrenamtlicher Richter,
k) AO-Haftungsfälle aus der Lohnsteuer, wenn die Lohn¬
steuer selbst nicht im Streit ist,
25. Streitigkeiten, die im Geschäftsverteilungsplan nicht gere¬
gelt sind.
VII. Senat
1. Zollrecht (einschließlich Zolltarif),
2. Abschöpfungsrecht (einschließlich Abschöpfungstarif),
3. Ausgleichsabgaben und Ausgleichsbeträge,
4. a) Ausgleichsteuer
b) Einfuhrumsatzsteuer und Vergütung nach dem Absiche¬
rungsgesetz,
5. Ausfuhrabgaben und Ausfuhrerstattungen,
6. Produktionserstattungen, Abgaben im Rahmen von Produk¬
tionsregelungen, Einfuhrsubventionen zu Zwecken des
Preisausgleichs sowie Erzeuger- und Käuferprämien (§29



















24. Abgabenordnung, Finanzgerichtsordnung und Steuerbera¬
tungsgesetz bei Streitigkeiten wegen
a) öffentlich-rechtlicher und berufsrechtlicher Angelegen¬
heiten nach dem Steuerberatungsgesetz (§ 33 Abs. 1 Nr.
3FGO),
b) Aufrechnung, wenn der Rechtsstreit ausschließlich die
Aufrechnung betrifft (§ 226 AO 1977, § 124 AO),
VIII. Senat
1. Einkommensteuer, soweit es sich handelt um
a) Einkünfte aus Gewerbebetrieb für natürliche Personen
mit den Anfangsbuchstaben D bis L,
b) Einkünfte aus Kapitalvermögen,
c) Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung (auch im
Lohnsteuerermäßigungsverfahren, sofern in diesem Ver¬
fahren diese Einkünfte der Höhe nach streitig sind),
d) sonstige Einkünfte,
e) Steuerbegünstigung des nicht entnommenen Gewinns
(§ 10a EStG),
f) Verlustabzug (§ lOd EStG),
2. Gesonderte Feststellung der Einkünfte aus Kapitalvermö¬
gen, aus Vermietung und Verpachtung und der sonstigen
Einkünfte,
3. Gewerbesteuer in den Fällen zu Nummer 1 Buchstabe a,
4. Steuerabzug vom Kapitalertrag, soweit nicht der I. Senat
zuständig ist; Steuerabzug von Aufsichtsratsvergütungen,
5. Gesonderte Feststellun  im Sinne des § 55 Abs. 5 EStG in
Verbindung mit § 179 Abs. 1 AO 1977 in den Fällen der
Nummer 1 Buchstabe a.
Großer Senat




1. Abweichend von der vorstehenden Geschäftsverteilung hat
ein Senat auch über eine ihm nicht zugeteilte Steuerart mit
zu entscheiden, und zwar
a) in den Fällen, in denen die Vorinstanz verschiedene Steu¬
erarten in einer Entscheidung zusammengefaßt hat und
keine materiell verschiedenen Rechtsfragen streitig sind,
b) in den Fällen, in denen die Vorinstanz nach Steuerarten
getrennte Entscheidungen getroffen hat, aber nur eine
Rechtsfrage streitig ist, über die einheitlich entschieden
werden muß.
In diesen Fällen ist für die gesamte Sache der Senat zustän¬
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1. Abweichend von der vorstehenden Geschäftsverteilung hat
ein Senat auch über eine ihm nicht zugeteilte Steuerart mit
zu entscheiden, und zwar
a) in den Fällen, in denen die Vorinstanz verschiedene Steu¬
erarten in einer Entscheidung zusammengefaßt hat und
keine materiell verschiedenen Rechtsfragen streitig sind,
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Rechtsfrage streitig ist, über die einheitlich entschieden
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In diesen Fällen ist für die gesamte Sache der Senat zustän¬
dig, in dessen Aufgabengebiet die Steuerart mit dem höch¬
sten Streitwert fällt.
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2 Wenn der I., IV. oder VIII. Senat für Fälle zuständig ist in
denen Schätzungen von Einkünften dem  Grunde oder (un )
der Höhe nach streitig sind, so sind diese Senate auch zu
ständig, soweit in diesen Fällen die Schatzungen naben E  
künften auch den Umsatz betreffen. lat außer über die Schat¬
zun  noch über eine andere umsatzsteuerliche Frage zu ent¬
sche den, so ist hinsichtlich der Umsatzsteuer - auch wegen
der Schätzung des Umsatzes - der V. Senat zuständig.
II. Abgrenzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., IV., VI. und VIII. Senat
1. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, von denen
einer die Höhe des gewerblichen Gewinns betrifft, ist der I.,
IV. oder VIII. Senat zuständig.
2 Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne den
Streitpunkt nach vorstehender Nummer 1, von denen einer
die Höhe des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft oder
aus se bständiger Arbeit betrifft, ist der IV. Senat zuständig.
3. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
Streitpunkte nach vorstehenden Nummern 1 und 2 von
denen einer die Einkünfte aus Kapitalvermögen die E  
künfte aus Vermietung und Verpachtung, die sonstigen Ein¬
künfte, die Steuerbegünstigung des nicht e nommenen Ge¬
winns oder den Verlustabzug betrifft, ist der VIII. Senat zu
ständig.
4 Ist die Art der Einkünfte oder die Art der Ausgaben streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der Sachentscheidung der
Vorinstanz. Hat diese über die Art der Einkünfte nicht ent¬
schieden, so richtet sich die Zuständigkeit nach der Entschei¬
dung der Behörde.
5. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig-
kpftsreeelungen für Einkommensteuer bei dem   tv., vi.
oder VIII. Senat noch nach vorstehenden Ausnahme- und
Abgrenzungsregelungen, so ist der .zu®ta {f  in deSS
Aufgabengebiet die überwiegenden Einkünfte fallen.
6 Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der einheitlichen6' Gewinnfeststellung eine buchstabenmaßige Abgrenzung vor¬
sieht, wird sie wie folgt vorgenommen.
a) Träet die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend, „ , ,
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
7. Sofern die Geschäftsverteilung bei natürli,chen Personen eme
buchstabenmäßige Abgrenzung vorsieht richtetsich
ständiskeit in den Fällen, in denen der Steuerpflichtige ver
storben oder in Konkurs gefallen ist oder einen Steuererstat-
?ungsanspruch abgetreten hat, nach dessen Familiennamen
und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 5).
R In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steueran¬
sprüche entstanden sind, ausgenommen Nummer 24 Buch¬
stabe k beim VII. Senat.
9 Hat eine Streitsache die Aussetzung der Vollziehung eines
Einkommensteuerbescheides zum Gegenstand, dem ein ne
ativer Gewinnfeststellungsbescheid zugrunde Jat-
sofern die Aussetzung der Vollziehung m;t der Begründung
begehrt wird, das Finanzamt habe zu Unrecht den Erlaß
eines positiven Gewinnfeststellungsbescheides abgelehn
vorbehaltlich der rechtlichen Zulässigkeit einer solchen Volk
•ziphiinpsaussetzunß   der Senat zuständig, der über die A
fech ng des negativen Gewinnfeststellun sbescheids zu ent-
scheiden hätte.
III. Reichsabgabenordnung (AO), Ab abenordnung
1977 (AO 19 7) und Finanzgerichtsordnung
1. Die Fachsenate entscheiden über Fragen der Reichsabgaben-
ordnung (AO), der Abgabenordnung (AO 1977) und der vi
nanzgerichtsordnun  (FGO), soweit nicht die Zuständigkeit
des VII. Senats (Nummer 24 des Aufgabengebiets des VII.
Senats)  e eben ist. Das gilt auch hinsichtlich solcher Ver¬
fahren, die sich zwar aus dem Hauptverfahren ergeben, mi
diesem aber in keinem sachlichen Zusammenhang stehen (z.
B. wegen Ordnungsstrafen.gegen nicht erschienene Zeug ).
2 Sind mehrere Streitsachen desselben Steuerpflichtigen an¬
hängig, so ist zur Entscheidung zuständig •
a) über Nichtzulassungsbeschwerden (§115 Abs. 3 FGU)
der für die Sachfrage berufene Senat (Anmerkungen zum
Geschäftsverteilungsplan Abschnitt 1  r. 1, 2),
b) soweit ausschließlich über Fragen der Reichsab¬
gabenordnung, der Abgabenordnung und der Finanzge-
richtsordnung zu befinden ist, über die einheitlich ent-
schieden werden muß ( . B Wiederaufnahme des Verfeh-
rens, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, Rechtsmit
telverzicht), der Senat, in dessen Aufgabengebiet die
Steuerart mit dem höchsten Streitwert fallt (Anmerkun¬
gen zum Geschäftsverteilungsplan Abschnitt 1  r. ).
3. Die Säumniszuschläge werden - wie bisher - von den Se
naten behandelt, die für die einzelnen Steuern zuständig
sind.
4 Streitigkeiten über die Anordnung einer' a) überwiegend Veranlagungssteuern umfassenden Betriebs¬
prüfun  (§§ 162, 193 AO) bzw. Außenprufung (§§ 193 tt.
AO 1977) entscheidet der zuständige Ertragsteuersenat
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung (z. B. USt-
Sonderprüfung) der für die jeweilige Steuerart zuständige
Fachsenat.
IV. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Meinun sverschiedenheiten zwischen verschiedenen Se¬
naten über Fragen der Geschäftsverteilung entscheidet das Prä¬
sidium. f
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
I. Senat
Vorsitzen  ofsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Meßmer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Woerner
Richter a  Bundesfinanzhof Pfeiffer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
Richter am Bundesfinanzhof Andersen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Groh
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner, Pfeiffer und Andersen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
für die Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Beisse, Dr. Geist und Dr. Widmann
II. Senat
Vorsitzender: , D. ,
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Kid
Reeeimäßiger Vertreter: '
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Günther
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Heise
Richter am Bundesfinanzhof Loose
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Heise und Loose
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Löwe
für die Richter am Bundesfinanzhof




Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. List
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Häuter
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Richter am Bundesfinanzhof Mark
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Andersen
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling und Mark
Richter am Bundesfinanzhof Heise
für die Richter am Bundesfinanzhof
Häuter und Dr. Keßler
IV. Senat
Vorsitzender:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Leingärtner
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Schmidt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwendy
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Groh
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Leingärtner und Prof. Dr. Schmidt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Schwendy, Dr. Groh und Dr. Jansen
V. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sigloch
Re elmäßiger   ertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weiß
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Prugger
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Löwe
Richter am Bundesfinanzhof Wachweger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Prugger, Dr. Hofmann und Prof. Dr. Löwe
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weiß, Wachweger und Dr. Herrmann
VI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grimm
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. von Bornhaupt
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus und Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
für die Richter am Bundesfinanzhof




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gräber
Regelmäßiger Vertreter:
\ Richter am Bundesfinanzhof Mann
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dänzer-Vanotti
Richter am Bundesfinanzhof Morbach
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Beermann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dänzer-Vanotti und Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Mark
für die Richter am Bundesfinanzhof
Mann und Morbach
VIII. Senat ' .  >
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dollerer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Schellenberger
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Erdweg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wollny
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wollny und Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
für die Richter am Bundesfinanzhof




Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. List
Vertreter:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Bestellte Mitglieder und bestellte Vertreter:
1. Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Schellenberger
2. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dollerer
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Schmidt
3. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grimm
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Leingärtner
4. Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Woerner
5. Richter am Bundesfinanzhof Erdweg
Vertreter: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gräber
6. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Loose
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so treten an deren
Stelle die nächstfolgenden Vertreter, an die Stelle des Vertreters
Nummer 6 der Vertreter Nummer 1.
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2 Wenn der I., IV. oder VIII. Senat für Fälle zuständig ist in
denen Schätzungen von Einkünften dem  Grunde oder (un )
der Höhe nach streitig sind, so sind diese Senate auch zu
ständig, soweit in diesen Fällen die Schatzungen naben E  
künften auch den Umsatz betreffen. lat außer über die Schat¬
zun  noch über eine andere umsatzsteuerliche Frage zu ent¬
sche den, so ist hinsichtlich der Umsatzsteuer - auch wegen
der Schätzung des Umsatzes - der V. Senat zuständig.
II. Abgrenzung der Zuständigkeit
zwischen dem I., IV., VI. und VIII. Senat
1. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, von denen
einer die Höhe des gewerblichen Gewinns betrifft, ist der I.,
IV. oder VIII. Senat zuständig.
2 Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne den
Streitpunkt nach vorstehender Nummer 1, von denen einer
die Höhe des Gewinns aus Land- und Forstwirtschaft oder
aus se bständiger Arbeit betrifft, ist der IV. Senat zuständig.
3. Für Streitsachen mit mehreren Streitpunkten, aber ohne
Streitpunkte nach vorstehenden Nummern 1 und 2 von
denen einer die Einkünfte aus Kapitalvermögen die E  
künfte aus Vermietung und Verpachtung, die sonstigen Ein¬
künfte, die Steuerbegünstigung des nicht e nommenen Ge¬
winns oder den Verlustabzug betrifft, ist der VIII. Senat zu
ständig.
4 Ist die Art der Einkünfte oder die Art der Ausgaben streitig,
richtet sich die Zuständigkeit nach der Sachentscheidung der
Vorinstanz. Hat diese über die Art der Einkünfte nicht ent¬
schieden, so richtet sich die Zuständigkeit nach der Entschei¬
dung der Behörde.
5. Ergibt sich die Zuständigkeit weder nach den Zuständig-
kpftsreeelungen für Einkommensteuer bei dem   tv., vi.
oder VIII. Senat noch nach vorstehenden Ausnahme- und
Abgrenzungsregelungen, so ist der .zu®ta {f  in deSS
Aufgabengebiet die überwiegenden Einkünfte fallen.
6 Sofern die Geschäftsverteilung in Fällen der einheitlichen6' Gewinnfeststellung eine buchstabenmaßige Abgrenzung vor¬
sieht, wird sie wie folgt vorgenommen.
a) Träet die Firmenbezeichnung Familiennamen, so ist
immer der erste Buchstabe des ersten Familiennamens
maßgebend, „ , ,
b) in den übrigen Fällen ist immer der erste Buchstabe der
Firmenbezeichnung maßgebend.
7. Sofern die Geschäftsverteilung bei natürli,chen Personen eme
buchstabenmäßige Abgrenzung vorsieht richtetsich
ständiskeit in den Fällen, in denen der Steuerpflichtige ver
storben oder in Konkurs gefallen ist oder einen Steuererstat-
?ungsanspruch abgetreten hat, nach dessen Familiennamen
und dessen Verhältnissen (vgl. Nummer 5).
R In Haftungsfällen richtet sich die Zuständigkeit nach dem
Namen des Steuerschuldners, in dessen Person die Steueran¬
sprüche entstanden sind, ausgenommen Nummer 24 Buch¬
stabe k beim VII. Senat.
9 Hat eine Streitsache die Aussetzung der Vollziehung eines
Einkommensteuerbescheides zum Gegenstand, dem ein ne
ativer Gewinnfeststellungsbescheid zugrunde Jat-
sofern die Aussetzung der Vollziehung m;t der Begründung
begehrt wird, das Finanzamt habe zu Unrecht den Erlaß
eines positiven Gewinnfeststellungsbescheides abgelehn
vorbehaltlich der rechtlichen Zulässigkeit einer solchen Volk
•ziphiinpsaussetzunß   der Senat zuständig, der über die A
fech ng des negativen Gewinnfeststellun sbescheids zu ent-
scheiden hätte.
III. Reichsabgabenordnung (AO), Ab abenordnung
1977 (AO 19 7) und Finanzgerichtsordnung
1. Die Fachsenate entscheiden über Fragen der Reichsabgaben-
ordnung (AO), der Abgabenordnung (AO 1977) und der vi
nanzgerichtsordnun  (FGO), soweit nicht die Zuständigkeit
des VII. Senats (Nummer 24 des Aufgabengebiets des VII.
Senats)  e eben ist. Das gilt auch hinsichtlich solcher Ver¬
fahren, die sich zwar aus dem Hauptverfahren ergeben, mi
diesem aber in keinem sachlichen Zusammenhang stehen (z.
B. wegen Ordnungsstrafen.gegen nicht erschienene Zeug ).
2 Sind mehrere Streitsachen desselben Steuerpflichtigen an¬
hängig, so ist zur Entscheidung zuständig •
a) über Nichtzulassungsbeschwerden (§115 Abs. 3 FGU)
der für die Sachfrage berufene Senat (Anmerkungen zum
Geschäftsverteilungsplan Abschnitt 1  r. 1, 2),
b) soweit ausschließlich über Fragen der Reichsab¬
gabenordnung, der Abgabenordnung und der Finanzge-
richtsordnung zu befinden ist, über die einheitlich ent-
schieden werden muß ( . B Wiederaufnahme des Verfeh-
rens, Wiedereinsetzung in den vorigen Stand, Rechtsmit
telverzicht), der Senat, in dessen Aufgabengebiet die
Steuerart mit dem höchsten Streitwert fallt (Anmerkun¬
gen zum Geschäftsverteilungsplan Abschnitt 1  r. ).
3. Die Säumniszuschläge werden - wie bisher - von den Se
naten behandelt, die für die einzelnen Steuern zuständig
sind.
4 Streitigkeiten über die Anordnung einer' a) überwiegend Veranlagungssteuern umfassenden Betriebs¬
prüfun  (§§ 162, 193 AO) bzw. Außenprufung (§§ 193 tt.
AO 1977) entscheidet der zuständige Ertragsteuersenat
b) eine einzelne Steuerart betreffende Prüfung (z. B. USt-
Sonderprüfung) der für die jeweilige Steuerart zuständige
Fachsenat.
IV. Anwendung des Geschäftsverteilungsplans
Bei Meinun sverschiedenheiten zwischen verschiedenen Se¬
naten über Fragen der Geschäftsverteilung entscheidet das Prä¬
sidium. f
B. Besetzung der Senate mit Vertretungsregelung
I. Senat
Vorsitzen  ofsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Meßmer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Woerner
Richter a  Bundesfinanzhof Pfeiffer
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Geist
Richter am Bundesfinanzhof Andersen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Groh
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Woerner, Pfeiffer und Andersen
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
für die Richter am Bundesfinanzhof
Prof. Beisse, Dr. Geist und Dr. Widmann
II. Senat
Vorsitzender: , D. ,
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Kid
Reeeimäßiger Vertreter: '
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Günther
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Heise
Richter am Bundesfinanzhof Loose
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Heise und Loose
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Löwe
für die Richter am Bundesfinanzhof




Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. List
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Häuter
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Keßler
Richter am Bundesfinanzhof Mark
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Andersen
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Ebling und Mark
Richter am Bundesfinanzhof Heise
für die Richter am Bundesfinanzhof
Häuter und Dr. Keßler
IV. Senat
Vorsitzender:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Leingärtner
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Schmidt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Schwendy
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Groh
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Leingärtner und Prof. Dr. Schmidt
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Widmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Schwendy, Dr. Groh und Dr. Jansen
V. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sigloch
Re elmäßiger   ertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Weiß
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Prugger
Richterin am Bundesfinanzhof Dr. Hofmann
Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Löwe
Richter am Bundesfinanzhof Wachweger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Padberg
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Prugger, Dr. Hofmann und Prof. Dr. Löwe
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Weiß, Wachweger und Dr. Herrmann
VI. Senat
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grimm
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. von Bornhaupt
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Sunder-Plassmann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Offerhaus und Dr. Seeliger
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Jansen
für die Richter am Bundesfinanzhof




Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Gräber
Regelmäßiger Vertreter:
\ Richter am Bundesfinanzhof Mann
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dänzer-Vanotti
Richter am Bundesfinanzhof Morbach
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Beermann
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Herrmann
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Dänzer-Vanotti und Dr. Beermann
Richter am Bundesfinanzhof Mark
für die Richter am Bundesfinanzhof
Mann und Morbach
VIII. Senat ' .  >
Vorsitzender:
Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dollerer
Regelmäßiger Vertreter:
Richter am Bundesfinanzhof Schellenberger
Weitere Mitglieder:
Richter am Bundesfinanzhof Erdweg
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Wollny
Richter am Bundesfinanzhof Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Scholtz
Regelmäßige Vertreter der Mitglieder
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Söffing
für die Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Wollny und Mathiak
Richter am Bundesfinanzhof Dr. Ebling
für die Richter am Bundesfinanzhof




Präsident des Bundesfinanzhofs Prof. Dr. List
Vertreter:
Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Bestellte Mitglieder und bestellte Vertreter:
1. Vizepräsident des Bundesfinanzhofs Nissen
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Schellenberger
2. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Dollerer
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Prof. Dr. Schmidt
3. Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof Dr. Grimm
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Leingärtner
4. Richter am Bundesfinanzhof Prof. Beisse
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Dr. Woerner
5. Richter am Bundesfinanzhof Erdweg
Vertreter: Vorsitzender Richter am Bundesfinanzhof
Dr. Gräber
6. Richter am Bundesfinanzhof Dr. Offerhaus
Vertreter: Richter am Bundesfinanzhof Loose
Fallen ein Mitglied und sein Vertreter aus, so treten an deren
Stelle die nächstfolgenden Vertreter, an die Stelle des Vertreters
Nummer 6 der Vertreter Nummer 1.
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Anmerkungen
1. Nach welchen Grundsätzen die Mitglieder an den Verfahren
mitwirken, bestimmen die Vorsitzenden der Senate (8 21  
Abs. 2 GVG).
2. Fehlt bei einem Senat mit mehr als fünf Mitgliedern bei einer
Sitzung ein Richter, so tritt an seine Stelle der an sich für
diese Sitzung nach der Regelung des Vorsitzenden des Senats
ausgeschlossene Richter. Fehlen bei einem Senat mit mehr
als fünf Mitgliedern zwei Richter und ist dadurch der Senat
unterbesetzt, so tritt der Vertreter des dienstältesten fehlen¬
den Richters an dessen Stelle.
3. Im Falle der Verhinderung eines regelmäßigen Vertreters
tritt der zweite für Mitglieder des gleichen Senats bestimmte
regelmäßige Vertreter für ihn ein. Ein regelmäßiger Vertreter
ist auch dann verhindert, wenn er von dem Senat, in dem er
Mitglied ist, gleichzeitig zu einer Sitzung außerhalb des re¬
gelmäßigen Sitzungstages beansprucht wird. Im Falle der
Verhinderung beider regelmäßiger Vertreter bestimmt der
Präsident des Bundesfinanzhofs den dienstjüngsten verfüg¬
baren Richter zum Vertreter.
4. Für den Fall der Verhinderung des Vorsitzenden des Senats
und dessen Vertretung durch den regelmäßigen Vertreter gilt
dieser als fehlend.
C. Gemeinsamer Senat der obersten Gerichtshöfe des Bundes
(1983/1984)
I. Mitglieder kraft Gesetzes
1. der Präsident des Bundesfinanzhofs
2. die Vorsitzenden der beteiligten Senate des Bundesfinanz¬
hofs
Bei Verhinderung des Präsidenten tritt sein Vertreter im Gro¬
ßen Senat, bei Verhinderung des Vorsitzenden eines beteiligten
Senats sein Vertreter im Vorsitz an seine Stelle.
II. Mitglieder durch Entsendung
I. Senat: Vertreter:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Dr. Woerner Dr. Geist
II. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Heise Loose
III. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Häuter Dr. Ebling
IV. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof












Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Mann Dr. Dänzer-Vanotti
VIII. Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Schellenberger Mathiak
Großer Senat:
Richter am Bundesfinanz- Richter am Bundesfinanzhof
hof Prof. Beisse Erdweg
Ist auch der namentlich benannte Stellvertreter des zu ent¬
sendenden Richters verhindert, so tritt ein anderes Mitglied des
beteiligten Senats jeweils in der Reihenfolge des Dienstalters
(nächstälteste) in aen Gemeinsamen Senat ein.
D. Auflegung des Geschäftsverteilungsplans
Der Geschäftsverteilungsplan liegt in der Präsidialgeschäftsstelle des Bundesfinanzhofs zur Einsichtnahme aus.
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Geschäftsverteil ngsplan
des Bundesarheitsgerichts für das Geschäftsjahr 1983
A. Geschäfts erteilung
I. Dem Ersten Senat sind zugewiesen:
1. Die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 1 ArbGG, soweit sie die
§§ 87 ff. BetrVG 1972 betreffen und nicht einem anderen
Senat zugewiesen sind,
2. die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 2 und 3 ArbGG,
3. die Rechtsstreitigkeiten nach § 2  Abs. 1 sowie nach § 2 Abs. 3
in Verbindung mit § 2 Abs. 1 ArbGG, bei denen es sich im




c) Betriebsverfassungsrecht und Personalvertretungsrecht,
soweit nicht anderen Senaten zugewiesen,
d) Unternehmens verfassungsrecht,
soweit nicht anderen Senaten zugewiesen,
4. Verfahren und Entscheidungen nach § 21b Abs. 6 GVG sowie
nach § 43 Abs. 3 in Verbindung mit § 21 Abs. 5, § 27 Satz 2
und § 28 Satz 1 ArbGG.
II. Dem Zweiten Senat sind zu ewiesen:
Die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
sowie nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3
bis 9, ferner die Verfahren nach § 2a Abs. 1 Nr. 1 ArbGG, bei
denen es sich im Verfahren vor dem Bundesarbeitsgericht um
folgende Rechtsgebiete handelt:
1. Fragen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kün¬
digung oder in anderer Weise zuzüglich eines Anspruchs auf
Weiterbeschäftigung sowie Ansprüche aus Annahmeverzug
und auf Abfindungen nach §§ 9, 10 KSchG, soweit sie Ent¬
scheidungen der Landesarbeitsgerichte Düsseldorf/Köln,
Frankfurt a. M., Hamm, Köln und Schleswig-Holstein betref¬
fen,
2. Ansprüche auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses.
III. Dem Dritten Senat sind zugewiesen:
1. Die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
sowie nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und
3 bis 9 ArbGG, bei denen es sich im Verfahren vor dem Bun¬
desarbeitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Fragen der Altersversorgung und der Lebensversicherung
einschließlich Streitigkeiten um Versorgungsschäden
sowie der diesbezüglichen Verfahren nach § 2a Abs. 1
Nr. 1 ArbGG (§§ 87, 76 Abs. 5 bis 8 BetrVG 1972),
b) Wettbewerbsrecht, insbesondere gesetzliche oder kollek¬
tivrechtliche oder vertragliche Wettbewerbsverbote ein¬
schließlich von Ansprüchen, die eine Verschwiegenheits¬
pflicht oder Betriebsgeheimnisse sowie entsprechende
Schadenersatzansprüc e betreffen,
c) Handelsrecht einschließlich gewinnorientierter oder um¬
satzorientierter Zahlungen, soweit nicht nach IV 2  er
Vierte Senat oder nach Via der Fünfte Senat zuständig
ist,
d) Feiertagsrecht (Lohnzahlung an Feiertagen und Bezah¬
lung von Feiertagsarbeit),





k) Regelungsgesetze zu Artikel 131 GG,
2. Handelsvertreterrecht,
3. Auslegung von Tarifverträgen, Tarifordnungen und statutari¬
schem Recht im öffentlichen Dienst, gleich ülti , ob sie un¬
mittelbar oder auf Grund Arbeitsvertrages Anwendung fin¬
den, soweit es sich nicht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Begründung und Beendigung des Arbeitsverhältnisses,
b) Urlaub,
c) Gratifikationen,
d) Rechtsfragen bei Krankheit der Arbeitnehmer,
e) Mutterschutz,
f) Rechtsstreitigkeiten nach IV 3.
IV. Dem Vierten Senat sind zugewiesen:
Die Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
sowie nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3
bis 9 ArbGG, bei denen es sich im Verfahren vor dem Bundesar¬
beitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
1. Tarifrecht,
2. Auslegung von Tarifverträgen, Tarifordnungen und statutari¬
schem Recht in der Privatwirtschaft und bei den Alliierten
Streitkräften sowie von Arbeitsvertragsrichtlinien im kirchli¬
chen Bereich, gleichgültig, ob sie unmittelbar oder auf Grund
Arbeitsvertrages Anwendung finden, soweit es sich nicht um
folgende Rechtsgebiete handelt:




e) Rechtsfragen bei Krankheit der Arbeitnehmer,




3. Auslegung von unmittelbar oder kraft Arbeitsvertrages an¬
wendbaren Tarifverträgen, Tarifordnungen und statutari¬
schem Recht im öffentlichen Dienst   einschließlich von
Fragen der Beteiligung des Personalrates  , sofern es sich
um Streitigkeiten über die Eingruppierung, Höhergruppie¬
rung, Umgruppierung und Rückgruppierung oder um solche
Streitigkeiten handelt, die die Beschäftigung von Arbeitneh¬
mern nach bestimmten Vergütungs- oder Lohngruppen zum
Gegenstand haben,
4. Zwangsvollstreckung.
V. Dem Fünften Senat sind zugewiesen:
1. Rechtsstreitigkeiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9 sowie
nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 3 bis 9
ArbGG, bei denen es sich im Verfahren vor dem Bundesar¬
beitsgericht um folgende Rechtsgebiete handelt:
a) Gratifikationen und Sondervergütungen aller Art, soweit
nicht der Dritte Senat für gewinnorientierte oder umsatz¬
orientierte Zahlungen zuständig ist,
b) Mutterschutz, soweit nicht nach II der Zweite Senat oder
nach VII1 der Siebte Senat zuständig ist,
c) Rechtsfragen aus Krankheit der Arbeitnehmer,
d) Rechtsfragen zur Berufsausbildung,
e) Streitigkeiten mit Rundfunk- und Fernsehanstalten, Thea¬
ter-, Presse- und Filmunternehmen, soweit nicht ein ande¬
rer Senat zuständig ist,
f) Streitigkeiten zwischen Ärzten und Krankenhausträgern
und Ärzten untereinander, soweit nicht ein anderer Senat
zuständig ist,
g) Anspr che aus fehlgegangener Vergütungserwartung,
h) Streitigkeiten über die Anrechnung von Kriegsdienst- und
Wehrdienstzeiten in einem späteren Arbeitsverhältnis,
soweit nicht ein anderer Senat zuständig ist,
